
ZIELQUOTEN FÜR PERSONEN MIT MIGRATIONSHINTERGRUND IN BUNDESBEHÖRDEN

Menschen mit eigener bzw. familiärer Migrationsbiografie sind in politischen Parteien sowie in der öffentlichen

Verwaltung massiv unterrepräsentiert. I) Haben Sie entsprechende Zielquoten bereits in ihrer Partei? Wenn nein,

planen Sie die Einführung von Zielquoten? II) Befürworten Sie Zielquoten für Personen mit eigener bzw. familiärer

Migrationsbiografie in den Bundesbehörden?

Jedes Mitglied ist für CDU und CSU wichtig. Wir unternehmen zusätzliche Anstrengungen,

neue Mitglieder zu gewinnen und dauerhaft einzubinden. Wir streben eine Mitgliederstruktur

an, die die Vielfalt der Gesellschaft vor dem Hintergrund des demographischen Wandels ab-

bildet. Deshalb wollen wir mehr junge Leute, mehr Frauen und mehr Bürger mit Einwande-

rungsgeschichte, aber auch ältere Menschen, für eine Mitarbeit in CDU und CSU begeistern.

Derzeit haben rund 15 Prozent der Beschäftigten in der Bundesverwaltung einen Migrations-

hintergrund. Im Vergleich zum Anteil der abhängig Beschäftigten in der Privatwirtschaft von

rund 20 Prozent sind sie in der Bundesverwaltung unterrepräsentiert. Der Bund in seiner

Vorbildfunktion muss hier noch besser werden.

Die SPD hat sich in ihrem Organisationspolitischen Grundsatzprogramm, beschlossen auf

dem Bundesparteitag im Dezember 2011, zu einer verstärkten interkulturellen Öffnung der

Partei bekannt. Die SPD setzt sich für soziale Gerechtigkeit in einer offenen und solidari-

schen Gesellschaft ein. Das bedeutet, allen Menschen, die in unserem Land leben, gleiche

Chancen zu geben, unabhängig von ihrer Herkunft. Das ist unser historisches Selbstver-

ständnis und unser Auftrag für die Zukunft. In einer Zeit, in der immer mehr Menschen unter-

schiedlicher Herkunft, Religion und Weltanschauung in unserem Land zusammenleben,

muss auch die SPD vielfältiger werden, um Volkspartei zu bleiben. Wir eröffnen deshalb

Menschen, die oder deren Vorfahren nach Deutschland eingewandert sind, bessere Chancen

denn je, in unsere Partei einzusteigen und in ihr aufzusteigen.

Die SPD hat sich verpflichtet, dass in allen Führungsgremien der Bundespartei zukünftig 15

Prozent der Mitglieder über eine Migrationsgeschichte verfügen. Alle anderen Parteigliede-

rungen sollen, auf ihre konkrete Situation bezogen, eigene Ziele abstecken. Der SPD Partei-

vorstand benennt aus seinen Reihen eine/einen Verantwortliche/n für die interkulturelle Öff-

nung der Partei, die/der den Gremien regelmäßig über die Fortschritte in diesem Bereich in-
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formiert und Handlungsempfehlungen für die weitere Öffnung gibt. Vor Ort übernehmen die

Mitgliederbeauftragten eine besondere Verantwortung für die interkulturelle Öffnung der

Partei. In unserem Land haben rund 20 Prozent der Menschen einen Migrationshintergrund.

In unserem Regierungsprogramm haben wir beschlossen, dass sich der Anteil von Men-

schen mit familiären Einwanderungsgeschichten auch in der Zusammensetzung des öffentli-

chen Dienstes niederschlagen soll. Zielvorgaben, Ausbildungskampagnen und faire Bewer-

bungsverfahren unterstützen diesen Prozess. Dazu gehört auch die Offenheit gegenüber un-

terschiedlichen Kulturen, die wir in allen gesellschaftlichen Bereichen umsetzen wollen.

Zielquoten können ein sinnvolles Mittel zur Erhöhung des Anteils von Migrant*innen in der

öffentlichen Verwaltung, aber auch in privaten Unternehmen sein. Sie helfen, ein diesbezügli-

ches Problembewusstsein zu schaffen und die Notwendigkeit entsprechender Fördermaß-

nahmen zu beleuchten. Was als „Migrationshintergrund“ definiert wird, ist jedoch z.T. belie-

big, viele Migrant*innen möchten auch nicht hierauf reduziert werden. In der Partei DIE LIN-

KE gibt es keine entsprechende Zielquote. Der Anteil von Ratsmitglieder mit Migrationshin-

tergrund ist bei der LINKEN mit acht Prozent im Parteienvergleich aber am höchsten (Studie

von 2011: Grüne: 8%, SPD: 5%, Union und FDP: 2%). DIE LINKE hat mit 12,5 Prozent auch die

meisten Abgeordneten mit Migrationshintergrund im Deutschen Bundestag (Mediendienst

Integration: Grüne: 11%, SPD: 6,7%, Union: 2,9%).

Akzeptanz in einer Gesellschaft der Vielfalt hängt auch davon ab, inwiefern sich Bürger*in-

nen durch staatliche Institutionen repräsentiert fühlen. Grüne Politik setzt sich für die inter-

kulturelle Öffnung der Verwaltung ein. Wir brauchen endlich klare und überprüfbare Selbst-

verpflichtungen, mehr Menschen mit Migrationshintergrund im Öffentlichen Dienst zu be-

schäftigen. Und auch private Anbieter sozialer Dienste, die ja zu den größten Arbeitgebern

Deutschland zählen, sollten sich öffnen und dafür Sorge tragen, dass Migrant*innen nicht be-

nachteiligt werden.

Wir Freie Demokraten sind für Vielfalt und Qualität im öffentlichen Dienst. Zwar ist es Tatsa-

che, dass in der Bundesrepublik mehr als 16 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund

leben und eine angemessenere Repräsentanz zu mehr Glaubwürdigkeit des öffentlichen

Dienstes beitragen würde, aber weitaus wichtiger ist, dass der Wunsch nach einer größeren

Repräsentation nicht dazu führt, dass die Anforderungen an die Qualifikation von Bewerbern

zurückgeschraubt würden. In der Partei selbst verfügen wir über keinerlei festgeschriebener

Zielquoten. Generell lehnen wir diese Regulierung ab. Dieses Ziel kann nur über bildungspoli-

tische Projekte und angemessene Rahmenbedingungen erreicht werden.

Von der AfD haben wir bis zum spätesten Abgabedatum (04.08.2017) keine Antworten auf

die Wahlprüfsteine erhalten.



Dies ist ein Wahlprüfstein des Projekts "Die Wahlprüfsteine", in dem sich 18 Verbände und Initiativen aus dem

Bereich der Antidiskriminierung zusammengeschlossen haben. Insgesamt wurden 93 Wahlprüfsteine zu den

Themen Gleichstellung und Teilhabe den Parteien zur Beantwortung vorgelegt, die bei der Bundestagswahl 2017

gute Chancen auf den Einzug in den Bundestag haben.

 www.die-wahlpruefsteine.de

 www.facebook.com/Die.Wahlpruefsteine


